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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Die Bedeutung wettbewerbswidriger Klauseln zu untersch�tzen, kann in der Praxis erhebliche Folgen nach sich ziehen. Vor

allemderAutomobilsektor stehtals Paradebeispiel eines arbeitsteiligenWirtschaftszweiges traditionell imFokusderKartellbe-

h�rden. In ihrem aktuellen Beitrag erl�utern Immenga/Kessler/Schwedler daher am Beispiel der Automobil-Zulieferindustrie

den Umgangmit dem kartellrechtlichen Instrumentarium anhand typischer Kooperationsformen. Dabei gehen sie insbeson-

dere auf die indiesemZusammenhangwichtigenGruppenfreistellungsverordnungeneinund zeigenTipps f�rdie Praxis auf.

Dr.MartinaKoster, RessortleiterinWirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Dominik Eickemeier,

RA und FA f�r Gewerblichen

Rechtsschutz, Heuking K�hn

L�erWojtek, K�ln

Verst�rkter Schutz des geistigen
Eigentums in K�rze in Kraft

Der Bundestag hat am 11.4.2008 das Gesetz

zurVerbesserungderDurchsetzungvonRech-

ten des geistigen Eigentums beschlossen und

damit (zwei Jahre zu sp�t) die sog. Enforce-

ment-Richtlinie 2004/48/EGumgesetzt.

Zahllose Strafverfahren, die nur dazu dienten,

einen Urheberrechtsverletzer �ber seinen In-

ternetanschluss erkennbar zu machen, sind

nun nicht mehr erforderlich, da ein zivilrechtli-

cher Anspruch auf Auskunft gegen den Inter-

netzugangsprovider besteht. Voraussetzung

ist allerdings, dass der Rechtsverletzer in ge-

werblichem Ausmaß t�tig ist. Welche Prob-

leme man mit einem solch unbestimmten Be-

griff haben kann, weiß man insbesondere seit

den Markenrechtsf�llen von „im gesch�ft-

lichen Verkehr“ oder eben nur privat handeln-

denEbay-Verk�ufern.

Das Gesetz normiert erstmalig f�r den gesam-

ten Bereich des gewerblichen Rechtsschutzes

dieM�glichkeit, vonunbeteiligtenDrittenAus-

kunft zu verlangen – ein Novumzwar imdeut-

schen, nicht aber im Recht unserer europ�-

ischen Nachbarstaaten. Soweit Verkehrsdaten

(z.B. dynamische IP-Adressen) nach dem Tele-

kommunikationsgesetz betroffen sind, ist je-

docheine richterlicheAnordnungerforderlich.

PrivateMusikkopierer d�rfen aufatmen. Sollte

der neue Madonna-Hit illegal auf ihren Rech-

nern landen, so m�ssen sie nur noch mit Ab-

mahngeb�hren von maximal 100 Euro rech-

nen. Die weiteren Kosten der Abmahnung

tr�gt dann der Rechteinhaber. Urhebern wird

es hierdurch deutlich erschwert, ihre Rechte

zuverteidigen.

Entscheidungen
EuGH: Kein Nutzungsersatz bei Austausch

eines vertragswidrigen Verbrauchsguts

Mit Urteil vom 17.4.2008 – Rs. C-404/06 – hat der

EuGH entschieden: Art. 3 der Verbrauchsg�ter-

kauf-Richtlinie ist dahin auszulegen, dass er einer

nationalen Regelung entgegensteht, die dem

Verk�ufer, wenn er ein vertragswidriges Ver-

brauchsgut geliefert hat, gestattet, vom Verbrau-

cher Wertersatz f�r die Nutzung des vertragswid-

rigen Verbrauchsguts bis zu dessen Austausch

durch ein neues Verbrauchsgut zu verlangen.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-901-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH:Werbungmit der Erstattung des

Selbstbehalts bei der Teilkaskoversicherung

wettbewerbswidrig

Der I. Zivilsenat des BGH hat mit Urteil vom

8.11.2007 – I ZR 192/06 – entschieden, dass die

Werbung von Kfz-Reparaturwerkst�tten mit ei-

ner (teilweisen) R�ckerstattung des Selbstbe-

halts bei der Teilkaskoversicherung grunds�tz-

lich wettbewerbswidrig ist. Denn die Werbung

zielt darauf ab, dass die Kunden ihre Obliegen-

heit, diesen geldwerten Vorteil an den zur Kos-

ten�bernahme verpflichteten Kfz-Versicherer

weiterzuleiten, verletzten. Das Versprechen der-

artiger Vorteile ist daher nur zul�ssig, wenn das

Versicherungsunternehmen informiert und mit

der Gew�hrung einverstanden ist oder wenn der

versprochene Vorteil branchen�blich und so ge-

ringf�gig ist, dass von dem Angebot keine gr�-

ßere Anlockwirkung ausgeht.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-901-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Kenntnis von der

Zahlungsunf�higkeit des Schuldners

Mit Urteil vom 27.3.2008 – IX ZR 98/07 – hat der

BGH entschieden: Eine bereits vor der angefoch-

tenen Rechtshandlung gegebene Kenntnis des

Anfechtungsgegners von der Zahlungsunf�hig-

keit des Schuldners entf�llt, wenn er aufgrund

neuer, objektiv geeigneter Tatsachen zu der An-

sicht gelangt, nun sei der Schuldner m�glicher-

weise wieder zahlungsf�hig. Den Wegfall der

Kenntnis von der Zahlungsunf�higkeit des

Schuldners hat der Anfechtungsgegner zu be-

weisen; der Beweis ist erbracht, wenn feststeht,

dass der Anfechtungsgegner infolge der neuen

Tatsachen ernsthafte Zweifel am Fortbestand

der Zahlungsunf�higkeit hatte.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-901-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Brandenburg: Kein Anscheinsbeweis f�r

Telefax-Eingang durch „OK-Vermerk“

Das Brandenburgische OLG hat mit Urteil vom

5.3.2008 – 4U132/07– entschieden, dass es auch

beim heutigen Stand der Technik dabei bleibt,

dass ein „OK-Vermerk“ auf dem Sendebericht des

Faxger�tes keinen Anscheinsbeweis f�r den Ein-

gangdesTelefaxesbeimEmpf�nger rechtfertigt.

Volltext desUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-901-4

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Abbau administrativer Auflagen im EU-

Gesellschaftsrecht

Die EU-Kommission treibt ihr Programm f�r das

Jahr 2008 zur Senkung der Verwaltungskosten

schnell voran. Am 17.4.2008 hat sie vier Vorschl�-

gen zugestimmt, die kleinenundmittlerenUnter-

nehmen (KMU) durch die Abschaffung der fol-

genden administrativen Auflagen das Leben

leichtermachensollen:DieUnternehmenm�ssen

ihre gesch�ftlichen Daten nicht mehr in den na-

tionalen Amtsbl�ttern ver�ffentlichen und sie

k�nnen �bersetzungen, die in einem Mitglied-

staat bereits beglaubigt wurden, (wieder-)ver-

wenden, wenn sie in anderen Mitgliedstaaten

Zweigstellen er�ffnen. Im Bereich der Buchf�h-

rung sindMuttergesellschaften, die Tochterunter-

nehmen von untergeordneter Bedeutung unter-

halten, nichtmehr verpflichtet, einen konsolidier-

ten Abschluss aufzustellen. Zudem k�nnen mitt-

lere Unternehmen von der Verpflichtung, im

Jahresabschluss detaillierte Angaben zu machen,

ausgenommenwerden.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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